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is. Nachdem ein Drogist eine
krasse Falschpropaganda des CH-
Bundesrates im Abstimmungs-
büchlein auffliegen ließ, nämlich,
dass der Drogisten-Verband das
neue Epidemiengesetz unterstütze,
korrigierte die Bundeskanzlei die-
se falsche Aussage sogleich –
allerdings nur in der elektro-
nischen Version und in einer Pres-
semitteilung. Da nun aber einmal
das neue Zeitalter der Aufklärung
angebrochen ist, hat dieser faule
Trick, sprich versuchter Abstim-
mungsbetrug, nicht mehr funktio-
niert. Eine bescheidene Korrektur
via Medien reicht doch niemals
aus! Darum soll nun eine Abstim-
mungsbeschwerde dafür sorgen,
dass der Bund seine Pflicht wahr-
nimmt, den 5,4 Millionen Abstim-
mungsbüchlein zumindest ein
Korrekturblatt beilegt und klar-
stellt, dass der gesamte Drogisten-
verband eben gerade nicht hinter
dem neuen Epidemiengesetz steht.
Bislang behauptete der Bundesrat,
die totale Revision des Epidemien-
gesetzes sei breit abgestützt und

von einer Mehrheit gutgeheißen.
Die Pharma-Medienlobby ver-
breitet indes die Lüge, dasselbe
werde lediglich von ein paar reli-
giösen, alternativen oder esote-
rischen Minderheiten bekämpft.
Die Wahrheit ist, dass unter vie-
len anderen die größte Partei (die
SVP mit ca. 25 % Wähleranteil)
das neue Epidemiengesetz schon
aus grundsätzlichen Überlegun-
gen ablehnt; dass 8 Kantone und
4 Organisationen Teillösungen
im Bereich Aufgabenteilung und
Kantone ablehnen, und 5 Kan-
tone mit 4 Wirtschaftsverbänden
(zum Beispiel Economiesuisse,
Gewerbeverband usw.) genauere
Definitionen verlangen. So, wer
nun am 22. September Nein zum
neuen Epidemiengesetz sagt, der
sagt Nein zum Impfzwang.

Versuchter Abstimmungsbetrug

Quellen:
www.handelszeitung.ch/politik/

bundeskanzlei-pfuscht-bei-
abstimmungs-info-480196

www.tagesanzeiger.ch/schweiz/
standard/Bund-unterlaeuft-Fehler-im-

Abstimmungsbuechlein/story/
13200135

INTRO
Demokratische Abstimmungen
gleichen immer mehr Kriegen
ohne Ethik, Moral und Regeln.
In dem CH-Abstimmungskampf
rund um den Impfzwang (22.
9.2013) wird wieder der interna-
tional agierende Filz von Phar-
ma, Politik und Medien deutlich.
Von den Niederlanden bis in
die Schweiz wird deren einheitli-
che Stoßrichtung und Strategie
sichtbar: Ablenkung von der
Impf-Problematik als solche
(Zehntausende Impf-Schäden),
durch konsequente Volksverhet-
zung gegen Bibelgläubige als
„Epidemie-Verursachungsge-
fahr“. Wider jedes bessere Wis-
sen, dass z.B. die letzte Masern-
welle von Frankreich in die
Schweiz eingeschleppt wurde,
schob der Pharma-Medienfilz
dieselbe kategorisch ein paar
Schweizer Christen aus der Ost-

schweiz in die Schuhe. Dasselbe
nun wieder in Holland. Ganz
gleich, aus welcher Ecke die
jüngste Masernwelle auch ge-
kommen sein mag: die Christen
vom „Bibelgürtel“ (der sich
vom äußersten Südwesten bis
zum äußersten Nordosten er-
strecken soll) seien schuld! – so
die Medien. Und was lesen wir
da schönes in der Basler Zei-
tung und im Tagesanzeiger die-
ser Tage? „Der Widerstand
geht vornehmlich von rechts-
religiösen ... Minderheiten aus.“
Daran sieht man aber, wer hin-
ter dem beabsichtigten Impf-
zwang steckt. Wer immer nicht
von dieser Gattung Mensch be-
herrscht werden will, der leiste
jetzt aktiven Widerstand. In der
CH heisst das: ein klares Nein
zum neuen Epidemiengesetz!
                      Ivo Sasek

dec. Egal wie schwammig das
EpG formuliert ist, ausschlagge-
bend für die Umsetzung des EpG
ist die „Botschaft* zur Revision
des EpG“ des Bundesrates. So
wie das EpG zweideutig daher-
kommt, so lässt der Botschafts-
text des Bundesrates jeden Be-
urteilungsspielraum offen und
wiederspricht sich am laufenden
Band. Auf der einen Seite ver-
spricht der Bundesrat, dass gegen
eine Person, die eine in ihre kör-
perliche Integrität eingreifende
Behandlung (z.B. Zwangsimp-
fung) verweigert, auf der Grund-
lage des EpG kein physischer

Zwang angewendet werden darf
(2.5.1, S. 390). Auf der anderen
Seite hebelt er diese Grundrechte,
wie die Bewegungsfreiheit und
körperliche Integrität, gemäß Ar-
tikel 36 der Bundesverfassung,
auch gleich wieder aus: „Die An-
wendung von Zwang gegen die
verpflichtete Person bedarf des-
halb keiner besonderen gesetz-
lichen Grundlage (2.5.1, S. 385).“
Noch klarere Worte redet die Bot-
schaft, wenn es darum geht, dass
im revidierten EpG „die Siche-
rung der öffentlichen Gesundheit
beim Staat angesiedelt werden
muss“: „Bei der Verhütung und

Wolf im Schafspelz:
Botschaft zur Revision des EpG
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„Schaut uns doch nur an! Alles ist verkehrt herum!
Alles ist umgedreht. Ärzte zerstören die Gesundheit, Rechtsanwälte

zerstören die Gerechtigkeit. Universitäten zerstören Wissen.
Regierungen zerstören die Freiheit: die Hauptmedien zerstören

Informationen und die Religionen die Spiritualität.“
Michael Ehnert (deutscher Regisseur)

büj. Am 15. August fand die Pres-
sekonferenz des EpG-Nein-Ko-
mitees statt. Die Reaktionen: Die
meisten Medien (u.a. SRF Tages-
schau, 20Minuten, Thurgauer
Zeitung) berichten in verschwin-
dend kleinen Berichten über
„Befürchtungen“ der Gegner
zum Thema Impfzwang. In sel-
tenen Fällen (SRF Tagesschau,
Berner Zeitung, BLICK) hört
man über die Abstimmungsbe-
schwerde (bez. der Falschinfor-
mation im Abstimmungsbüch-
lein) gegen den Bund. Es ist
bezeichnend, wie der Impfzwang
zur „Befürchtung Nr. 1“ hochstili-
siert wird, während sachliche Ar-

gumente bewusst unter den Tisch
fallen gelassen werden. Kritik-
punkte wie Impfschäden, Zent-
ralismus, Machtabgabe an das
BAG und die WHO, Fichierung
von persönlichen Gesundheits-
daten und deren mögliche Wei-
tergabe ans Ausland, Verfilzung
von Pharma und Politik etc. blei-
ben ungenannt. Alles nur Zufall?

Das EpG und die Medien

Quellen:
www.srf.ch/player/tv/tagesschau/

video/panne-im-
abstimmungsbuechlein?id=b9be1cd2-

9e74-434a-847a-596fe51969d3
www.srf.ch/sendungen/tagesschau/

500-tote-in-aegypten-kriegsgedenken-
in-japan-liechtenstein-spart

Thurgauer Zeitung, Berner Zeitung,
20Minuten und BLICK vom 16.8.13

 DIE  VÖLKER  HABEN  EIN  RECHT  AUF  STIMME  UND  GEGENSTIMME

Stimme Gegenstimme
Nicht gläserne Bürger - gläserne Medien,

Politiker, Finanzmogule brauchen wir!
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mb. SP-Bundesrat Alain Berset
scheint das Referendum gegen
das EpG, das mit 80.000 Unter-
schriften zustande gekommen ist,
zu ignorieren. Er unterzeichnete
an der WHO-Versammlung in
Genf vom 20. Mai 2013 die
„Länderspezifische Kooperations-
strategie“ WHO - Schweiz. Dies
bedeutet ein klares JA von seiner
Seite zur Stärkung der Einfluss-
nahme der WHO auf die Schweiz.
Das Volk aber zeigte durch das
Referendum ebenso klar, dass es
nicht einverstanden ist mit einer
größeren Einflussnahme der
WHO durch das neue EpG. Wes-
halb darf unser Bundesrat noch
vor einem Volksentscheid die
Zusammenarbeit mit der WHO
ausbauen? Außerdem ist die
Schweiz das erste Industrieland,

das eine solche Zusammenarbeits-
strategie mit der WHO abschließt,
obwohl viele Maßnahmen der
WHO total verfehlt waren. Man
denke nur an die übertriebene Pa-
nikmache der Schweine- und Vo-
gelgrippe und an die massiven
Gewinne der Pharmaindustrie
durch ihre enge Verknüpfung zur
WHO. Ein JA zum neuen EpG
bedeutet die Abgabe vieler Selbst-
bestimmungsrechte und Freihei-
ten der Schweizer an die WHO.
Wollen wir das wirklich?
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Schlusspunkt ●
Das neue EpG ist ein Abenteuer mit ungewissem Ausgang.

Die Schweiz wird informell an die pharmafreundliche WHO
angeschlossen, Bundesrat und BAG bekommen die gesetzliche

Ermächtigung, umfangreiche Maßnahmen zu treffen, die das Selbst-
bestimmungsrecht des Bürgers abschaffen, wenn die

nächste „Schweinegrippe“ durch die Medienlandschaft rollt.
(Flyer „NEIN zu diesem Epidemiengesetz EpG“)

Darum empfehlen wir den Schweizer Stimmbürgerinnen und
Stimmbürgern ein wuchtiges NEIN zum neuen EpG

am 22. September 2013!!! Die Redaktion (mab.)
„Auf seine Freiheit zu verzichten heißt, auf seine Menschenwürde,

Menschenrechte, selbst auf seine Pflichten zu verzichten.“
Jean-Jacques Rousseau

rmb. Liest man im rev. EpG von
den Plänen der zentralen Daten-
sammlung, insbesondere der Er-
fassung der geimpften Personen
(Art. 24, Abs. 2) und der Pflicht
der Kantone, dafür zu „sorgen,
dass die von Impfempfehlungen
betroffenen Personen vollständig
geimpft sind“(!) (Art. 21, Abs. c),
fragt man sich, wie diese umfang-
reiche, zentrale Datensammlung
durchgeführt werden soll. So ver-
wundert es nicht, dass zeitgleich
mit dem rev. EpG von eHealth*
Schweiz ein Pilotprojekt für das
Online-Impfdossier lanciert wird.
In einem Zwischenbericht von
eHealth liest man: „[...] Ein poten-
tieller medizinischer Mehrwert
ist der automatisierte elektroni-
sche Impfcheck, der Impflücken
aufdeckt und diese dem Anwen-
der kenntlich macht.“ Dass dieses

umstrittene Projekt ein weiterer
Schritt zur Totalüberwachung des
Bürgers ist, zeigt sich auch im
geplanten, umfangreichen Daten
sammeln wie: Name, Alter, Ge-
schlecht, Wohnort, erhaltene
Impfstoffe; anamnestische Anga-
ben, z.B. Diagnosen, Allergien,
Impfkomplikationen, usw.
Mit dem Impfdossier sollen also
zukünftig per Mausklick lan-
desweit alle „Impfverweigerer“
identifiziert werden können –
brave new world!

Soll das BAG künftig alle Impfskeptiker
per Mausklick identifizieren können?

Quellen:
Auszug aus Originalartikel

der Wochenzeitung „Zeitfragen“
Nr. 22, 1. Juli 2013

www.zeitfragen.ch/index.php?
id=1510

Bundesrat Alain Berset stärkt die Einflussnahme
der WHO auf die Schweiz – trotz Referendum

Quellen:
www.bag.admin.ch/themen/

internationales/11287/14133/
index.html?lang=de

www.freie-meinung.ch/
index.php/aktuell

www.youtube.com/embed/
ku7J6du6h5E?Feature=

player_detailpage&fullscreen

sk. Die Armee will künftig jedes
Jahr ein Bataillon Soldaten (1.600
Leute) unter Anleitung des Spi-
talpersonals in zivilen Spitälern
ausbilden. Diese Truppen sollen
in einem Notfall zivile Spitalein-
richtungen unterstützen. Notfälle
könnten laut Oberfeldarzt Divi-
sionär Andreas Stettbacher Erd-
beben, Überschwemmungen oder
auch starke Grippewellen (!) sein.
Die Soldaten üben während ihrer
Ausbildung nicht mehr an Dienst-
kollegen, sondern direkt an „rich-
tigen“ Patienten, d.h. an uns. Sie

waschen die Patienten, bringen
ihnen das Essen und verabreichen
„eventuell“ sogar Spritzen. Wenn
man das liest, stellt sich doch die
Frage: „Warum ist dies plötzlich
nötig?“ Könnte es etwas mit dem
neuen Epidemiengesetz, sprich
mit der Einführung von Zwangs-
impfungen der Bevölkerung bei
„Grippewellen“ oder Pandemie-
ausschreibungen der WHO zu tun
haben?

Ausbildung von Armeesoldaten in Zivilspitälern

Quelle:
www.20min.ch/schweiz/news/story/

24231287

Bekämpfung von übertragbaren
Krankheiten gibt es Situationen,
in welchen die verfassungsmäßig
geschützten Grundrechte des Ein-
zelnen  beschränkt  werden  müs-
sen. Hierbei kann die Anwendung
von Zwangsgewalt erforderlich
werden. Die Anwendung von
Zwangsgewalt ist … allein ausge-
wählten Organen des Staates
vorbehalten (3.3.1, S. 434).“ Ob
sich nun die „Anwendung von
Zwangsgewalt“ nur auf eine
Quarantäne oder Absonderung
bezieht (EpG, Art. 35), oder auch
auf eine Zwangsimpfung, wird in
diesem Abschnitt nicht erwähnt.
Im Art. 35 des EpG heißt es, dass
„die unter Quarantäne gestellte
Person wenn nötig in ein Spital
oder in eine andere geeignete
Institution eingewiesen werden
kann.“ In der Botschaft dazu wird
es jedoch wie folgt erläutert:
„Spitäler oder andere Einrich-
tungen werden verpflichtet, die
betreuenden sowie die weiteren
gefährdeten Personen durch ge-
eignete Maßnahmen vor Über-
tragungen zu schützen, etwa
durch Impfungen oder andere me-

dizinische Maßnahmen (S. 389).“
Mit oder ohne Zwangsgewalt?
Ob nun die öffentliche Gesund-
heit oder die Grundrechte der be-
troffenen Personen stärker zu
gewichten sind – darüber ent-
scheiden einzig die Vollzugsbe-
hörden, d.h. der Staat (S. 385). Ob
Impfzwang ja oder nein: klar ist,
dass das revidierte EpG die
Grundlage bildet, dass eine be-
achtliche Zahl von Impfverweige-
rern zwangsgettoisiert werden
können! Kommt uns das nicht
bekannt vor?

Quellen:
http://de.wikipedia.org/wiki/
Botschaft_des_Bundesrates

www.bag.admin.ch/themen/medizin/
03030/03209/03210/index.html?

lang=de
www.admin.ch/opc/de/federal-

gazette/2011/311.pdf
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*Eine „Botschaft des Bundesrates“
ist in der Schweiz ein Bericht des
Bundesrates, in welchem er seinen
Vorschlag für einen parlamen-
tarischen Erlass oder Entscheid
erläutert. Sie dienen der Rechtspre-
chung und juristischen Lehre re-
gelmäßig als Auslegungshilfe der
entsprechenden Erlasse.
(http://de.wikipedia.org/wiki/Botschaft
_des_Bundesrates).

*eHealth wurde 2004 von der EU-
Kommission mit dem „Aktionsplan
für einen europäischen Raum der
elektronischen Gesundheitsdienste“
geschaffen.


